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Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Vorlage eines Atomgesetzentwurls 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, 

dem Bundestag den Entwurf eines Gesetzes über die Erzeu- 
gung und Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken 

und den Schutz gegen ihre Gefahren (Atomgesetz) vorzulegen. 

Zweck des Atomgesetzes soll sein, 

a) die Forschung und Entwicklung auf dem Gebiete der Kern- 
energie zu fördern, 

b) die Erzeugung und Nutzung der Kernenergie zu friedlichen 
Zwecken der Hebung des Wohlstandes des ganzen Volkes 
dienstbar zu machen, 

c) Leben, Gesundheit und Sachgüter vor den Gefahren der 
Kernenergie zu schützen, 

d) zu verhindern, daß durch Anwendung oder Freiwerden der 
Kernenergie die innere oder äußere Sicherheit der Bundes- 
republik gefährdet wird, 

e) die Erfüllung internationaler Verpflichtungen der Bundes- 
republik auf dem Gebiete der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie zu gewährleisten. 

Der Gesetzentwurf soll daher den folgenden Gesichtspunkten 

Rechnung tragen : 

1. Kernbrennstoffe und ihre Ausgangsstoffe sollen Eigentum 
des Bundes sein, soweit sie nicht Eigentum von Euratom 
sind. 

2. Einfuhr und Ausfuhr, Verwahrung und Verteilung von Kern- 
brennstoffen müssen wegen der Gefährlichkeit dieser Stoffe 
in der Zuständigkeit des Bundes liegen. 

3. Anlagen, die zur Erzeugung oder zur Spaltung von Kern- 
brennstoffen oder zur Aufarbeitung bestrahlter Kernbrenn- 
stoffe dienen, dürfen nur von Einrichtungen der öffentlichen 
Hand betrieben werden. Ausnahmen hiervon sind allein 
bei solchen Anlagen zulässig, die zu Zwecken der Forschung 
oder der Entwicklung errichtet oder betrieben werden. 
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4. Alle unter Nr, 3 genannten Anlagen bedürfen einer staat- 
lich verliehenen Konzession. 

5. Zur Sicherheit und zum Schutze der Bevölkerung und der 
in Atomanlagen Beschäftigten müssen eine lückenlose Kon- 
trolle der Kernbrennstoffe und der radioaktiven Stoffe 
sowie jede nach dem Stand von Wissenschaft und Technik 
gebotene Vorsorge gegen Schäden durch die Verwendung 
dieser Stoffe geschaffen werden, 

6. Ein ausreichender Versicherungsschutz gegen Atomschäden 
ist durch den Abschluß angemessener Haftpfhchtversiche- 
rungen und durch eine Bundesgarantie zu gewährleisten. 

7. Schutzvorschriften gegen die Auswirkungen ionisierender 
Strahlen sind vorzusehen. 

8. Zur Durchführung der gesetzlichen Bestimmungen ist eine 
sinnvolle Aufgabenteilung zwischen Bundes- und Landes- 
behörden vorzunehmen, so daß die Überwachung der er- 
forderlichen Sidierheits- und Kontrollbestimmungen gewähr- 
leistet ist. 

9. Zur unabhängigen gutachtlichen Beratung der Parlamente 
und der Regierungen ist eine unabhängige Deutsche Atom- 
kommission auf gesetzlicher Grundlage zu bilden. Sie soll 
auch das Recht haben, unaufgefordert Vorschläge über 
ihrer Meinung nadi notwendige Maßnahmen den Parla- 
menten und Regierungen zu unterbreiten. 


Bonn, den 23. April 1958 


Ollenhauer und Fraktion 
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